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Die Verletztenrente nach § 56 SGB VII ist wie Arbeitseinkommen pfändbar. Sie fällt nicht 
unter § 54 Abs. 3 Nr. 3 SGB I, denn diese Schutzvorschrift erfasst nicht Leistungen, die den 
durch Körper- oder Gesundheitsschäden bedingten Einkommensverlust ausgleichen. 
Diese Rente ist auch nicht in Höhe der Grundrente nach dem BVG unpfändbar.  
 
§ 54 SGB I, § 56 SGB VII, § 36 InsO, §§ 850c, 850e ZPO 
 
Beschluss des BGH vom 20.10.2016 – IX ZB 66/15 – 
Aufhebung des Beschlusses des LG Karlsruhe vom 06.08.2015 –  11 T 713/14 –  
 

Die Schuldnerin bezieht eine gesetzliche Altersrente sowie eine Versichertenrente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung, die jeweils unterhalb der pfändungsfreien Grenzen für Ar-
beitseinkommen liegen. Im 2014 eröffneten Verbraucherinsolvenzverfahren hat das Insol-
venzgericht dem Antrag des Insolvenzverwalters auf Zusammenrechnung der beiden Ren-
ten entsprochen und angeordnet, dass der unpfändbare Grundbetrag in erster Linie der ge-
setzlichen Altersrente zu entnehmen sei. Das LG hob den Beschluss auf, der Insolvenz-
verwalter begehrte mit der Rechtsbeschwerde hiergegen die Wiederherstellung der amtsge-
richtlichen Entscheidung.  
 
Der BGH gab der Rechtsbeschwerde statt. 
Gemäß § 35 Abs. 1 InsO erfasse das Insolvenzverfahren das gesamte Vermögen, das dem 
Schuldner zur Zeit des Eröffnungsverfahrens gehört und das er während des Verfahrens erlangt 
(Insolvenzmasse). Gegenstände, die nicht der Zwangsvollstreckung unterlägen, gehörten nach 
§ 36 Abs. 1 S. 1 InsO nicht zur Insolvenzmasse, wobei § 850e ZPO entsprechend gelte. Nach  
§ 36 Abs. 1 S. 2 InsO i. V. m. § 850e Nr. 2a S. 1 ZPO seien mit dem Arbeitseinkommen auf An-
trag des Insolvenzverwalters auch Ansprüche auf laufende Geldleistungen nach dem SGB zu-
sammenzurechnen, soweit diese der Pfändung unterworfen seien. Die Pfändbarkeit von Sozi-
alleistungen ergebe sich aus § 54 SGB I. Die Versichertenrente aus der gesetzlichen UV 
wäre demgemäß nur dann unpfändbar, wenn sie nach § 54 Abs. 3 Nr. 3 SGB I dafür be-
stimmt wäre, den durch einen Körper- oder Gesundheitsschaden bedingten Mehrauf-
wand auszugleichen. Die Versichertenrente nach § 56 SGB VII unterfalle jedoch nicht dem 
§ 54 Abs. 3 Nr. 3 SGB I, da diese Schutzvorschrift nicht Leistungen erfasse, die den durch 
Körper- oder Gesundheitsschäden bedingten Einkommensverlust ausgleichen sollten, weil 
dadurch kein Mehraufwand im Sinne der Norm ausgeglichen werde (vgl. S. 354). Von den 
Zivilgerichten sei die gesetzliche Unfallrente demgemäß bislang auch als pfändbar angese-
hen worden, ebenso habe das LSG Baden-Württemberg entschieden (Urteil v. 29.07.2014 – L 
9 U 847/10 – [UVR 11/2014, S. 760]). Das BSG habe diese Entscheidung zwar abgeändert, zur 
hier streitgegenständlichen Frage jedoch keine Stellung genommen (Urteil v. 26.04.2016  – 
B 2 U 13/14 R – [UVR 08/2016, S. 456]). Der vom Senat vertretenen Auffassung stimme 
auch die Literatur überwiegend zu, dem entspreche auch die Handhabung in der Praxis. 
Allenfalls erwogen werde, ob ein der Grundrente nach dem BVG entsprechender Teil der 
Versichertenrente unpfändbar sein könne (vgl. S. 355). 
Der Versichertenrente komme vielmehr eine Lohnersatzfunktion zu. Nach der ständigen 
BGH-Rechtsprechung sei sie mit dem Erwerbsschaden des Unfallgeschädigten in vollem Um-
fang kongruent, sodass sie unterhaltsrechtlich als Einkommen des Rentenempfängers ange-
rechnet werde (vgl. S. 357). Das Beschwerdegericht habe zwar mit Recht auf den Funktions-
wandel der Versichertenrente aufmerksam gemacht, wonach die Rente neben der Funktion 
des Einkommensersatzes auch die der Kompensation immaterieller Schäden erfülle 
(BSG-Urteil v. 06.12.2007 – B 14/7b AS 20/07 R – [UVR 12/2008, S. 888]). Dies bedeute je-
doch nicht, dass diese Funktionen einer „Zweckbestimmung“ i. S. d. § 83 Abs. 1 SGB XII 
gleichzuachten wären. Diese Überlegungen seien auch bei der Beantwortung der Frage, ob 
die Versichertenrente aus der gesetzlichen UV verpfändet werden könne, heranzuziehen. Auch 

https://dokcenter.dguv.de/livelink/livelink.exe/fetch/2000/1860033/2980505/3722211/11_2014_05.pdf?nodeid=3722218&vernum=-2
https://dokcenter.dguv.de/livelink/livelink.exe/fetch/2000/1860033/6141369/7418647/08_2016_02.pdf?nodeid=7418656&vernum=-2
https://dokcenter.dguv.de/livelink/livelink.exe/fetch/2000/1860033/1904129/1907579/12_2008_06.pdf?nodeid=1907595&vernum=-2
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wenn der gesetzlichen UV zusätzlich die Funktion zukomme, Nichterwerbsschäden abzugelten, 
ergebe sich dies nicht aus der gesetzlichen Regelung, sondern folge aus der tatsächlichen Än-
derung der wirtschaftlichen, technischen und sozialen Rahmenbedingungen. Diese hätten dazu 
geführt, dass eine MdE bei leichten oder mittelschweren Unfällen keine oder fast keine 
Lohneinbußen und auch bei schweren Unfällen nur teilweise Lohneinbußen verursache. 
Dies sei jedoch nicht mit einer Zweckbestimmung durch den Gesetzgeber selbst gleich-
zusetzen (vgl. S. 359).  
Eine generelle Unpfändbarkeit der Ansprüche gegen den Träger der gesetzlichen UV sei 
auch aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht zu rechtfertigen. Schließlich sei auch den 
Anrechnungsvorschriften der §§ 18a Abs. 3 S. 1 Nr. 4 SGB IV und 93 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI nicht 
zu entnehmen, dass die Versichertenrente nach § 56 SGB VII zumindest in Höhe der Grundren-
te nach dem BVG unpfändbar sein müsse. 
Im Übrigen könne die Klägerin wegen konkret darzulegender krankheitsbedingter Mehr-
aufwendungen eine Erhöhung des unpfändbaren Betrages gem. § 54 Abs. 4 SGB I i. V. m. 
§ 850f Abs. 1b ZPO beantragen. 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss vom 20.10.2016 – IX ZB 66/15 –  
wie folgt entschieden: 
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